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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dietmar MAURER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des
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XXXX, geb. XXXX, StA. Mazedonien, vertreten durch RA XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen
und Asyl vom 05.11.2014, ZI. 129980702-140134347, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter
Mag. Dietmar MAURER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des rémisch 40, geb. romisch 40 , StA. Mazedonien,
vertreten durch RA rémisch 40, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 05.11.2014,
ZI. 129980702-140134347, beschlossen:

A) In Erledigung der Beschwerde wird der bekdmpfte Bescheid behoben

und die Angelegenheit gemaR § 28 Abs. 3 2. Satz VWGVG zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl zurtckverwiesen.und die Angelegenheit gemaR Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VwGVG zur
Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl zurtickverwiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefuhrer (im Folgenden: BF) stellte mit Schreiben vom 29.01.2014, eingelangt beim Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA), Regionaldirektion Oberosterreich am 30.01.2014, einen Antrag auf
Aufhebung des Aufenthaltsverbotes.

Am 02.07.2014 langte am BFA abermals der gleichlautende Antrag des BF auf Aufhebung des Aufenthaltsverbotes ein.

Mit Schreiben vom 27.08.2014, eingelangt beim BFA am 29.08.2014 urgierte der ausgewiesene Rechtsvertreter
letztmalig und ersuchte um Entscheidung betreffend den gestellten Antrag.

2. Mit Schreiben vom 28.10.2014, beim BFA am 31.10.2014 eingelangt, stellte der ausgewiesen Rechtsvertreter gemaf3§
73 Abs. 2 AVG einen Devolutionsantrag.2. Mit Schreiben vom 28.10.2014, beim BFA am 31.10.2014 eingelangt, stellte
der ausgewiesen Rechtsvertreter gemal} Paragraph 73, Absatz 2, AVG einen Devolutionsantrag.

3. Mit dem oben im Spruch angeflihrten Bescheid des BFA vom ausgewiesenen Rechtsvertreter am 07.11.2014.2014
Ubernommen, wurde der gegenstandliche Antrag vom 29.01.2014 auf Aufhebung des Aufenthaltsverbotes,
abgewiesen.

Die belange Behorde begriindete ihre abweisende Entscheidung im Wesentlichen zusammengefasst damit, dass die
Grinde fur die Erlassung des seinerzeitigen Einreiseverbotes aus dem Bescheid der BPD XXXX vom XXXX zu
entnehmen seien. Zu der Entwicklung des BF sei festzustellen, dass dieser am XXXX aus der Haft entlassen worden sei
und der BF anschlieBend nach Mazedonien abgeschoben worden ware. Seither wirde der BF dort leben und sei
offenbar nicht neuerlich straffallig geworden. Die familidre Situation sei seit der Verhdngung des Aufenthaltsverbotes
unverandert. Es kdnne keinem Zweifel unterliegen, dass das geschilderte personliches kriminelles Verhalten (Taten aus
2001 und 2002) eine tatsachliche, gegenwartige und erhebliche Gefahr darstelle, die ein Grundinteresse der
Gesellschaft berlihre, ndmlich das Grundinteresse an der Aufrechterhaltung der 6ffentliche Ordnung und Sicherheit.
Die Art des Deliktes (Verbrechen des versuchten Mordes), das Ausmal3 der Strafe und die duBerst brutale Weise, mit
der der BF versucht habe, einen Menschen zu téten, lieBen aus der Sicht der Behérde einen Aufenthalt in Osterreich
weiterhin als Gefahr fur die o6ffentliche Ordnung, Ruhe und Sicherheit erscheinen. Es wirde noch eines langeren
Zeitraumes bedurfen, um fur den BF eine giinstige Zukunftsprognose erstellen zu kdénnen.Die belange Behérde
begriindete ihre abweisende Entscheidung im Wesentlichen zusammengefasst damit, dass die Grinde fur die
Erlassung des seinerzeitigen Einreiseverbotes aus dem Bescheid der BPD rémisch 40 vom rémisch 40 zu entnehmen
seien. Zu der Entwicklung des BF sei festzustellen, dass dieser am rémisch 40 aus der Haft entlassen worden sei und
der BF anschlieBend nach Mazedonien abgeschoben worden ware. Seither wiirde der BF dort leben und sei offenbar
nicht neuerlich straffallig geworden. Die familidre Situation sei seit der Verhdngung des Aufenthaltsverbotes
unverandert. Es kdnne keinem Zweifel unterliegen, dass das geschilderte personliches kriminelles Verhalten (Taten aus
2001 und 2002) eine tatsachliche, gegenwartige und erhebliche Gefahr darstelle, die ein Grundinteresse der
Gesellschaft berihre, ndmlich das Grundinteresse an der Aufrechterhaltung der 6ffentliche Ordnung und Sicherheit.
Die Art des Deliktes (Verbrechen des versuchten Mordes), das AusmalR der Strafe und die duRerst brutale Weise, mit
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der der BF versucht habe, einen Menschen zu toten, lieRen aus der Sicht der Behdrde einen Aufenthalt in Osterreich
weiterhin als Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung, Ruhe und Sicherheit erscheinen. Es wirde noch eines langeren
Zeitraumes bedurfen, um fur den BF eine glnstige Zukunftsprognose erstellen zu kénnen.

4. Am 21.11.2014 langte beim BFA Beschwerde des BF ein. Darin wurde der Antrag gestellt, das
Bundesverwaltungsgericht moge den angefochtenen Bescheid zur Ganze aufheben und in der Sache selbst
entscheiden; in eventu die Sache zur neuerlichen Verhandlung an die

I. Instanz zurlickverweisen.romisch eins. Instanz zuriickverweisen.

Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden dem Bundesverwaltungsgericht
am 26.11.2014 vom BFA vorgelegt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der oben angefuhrte Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem diesbeziglich unbedenklichen und
unzweifelhaften Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des Bundesasylamtes sowie des nunmehr dem
Bundesverwaltungsgerichtes vorliegenden Gerichtsakts.

2. Rechtliche Beurteilung:

In der gegenstandlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 (AsylG 1997)BGBI. | Nr. 76/1997
sowie das Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 in der geltenden Fassung, anzuwendenlin der
gegenstandlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 (AsylG 1997), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 76 aus 1997, sowie das Fremdenpolizeigesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der
geltenden Fassung, anzuwenden.

Gemal? 8 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwWGG), BGBI. | Nr. 2013/10 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen
ist.Gemald Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwGG), BGBI. romisch eins Nr. 2013/10 entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschaftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG), BGBI. | Nr. 2013/33i. d.F. BGBI. | 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.). GemaR
§ 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes ist durch das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG), BGBI. rémisch eins Nr. 2013/33 i.
d.F. BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 8§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
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verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR § 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.Gemal3 Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zuruckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Gemal § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine offentliche mundliche Verhandlung durchzufiihren.GemaR Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das
Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts wegen eine &ffentliche mundliche
Verhandlung durchzufihren.

Nach Abs. 2 kann die Verhandlung entfallen, wennNach Absatz 2, kann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurlckzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist (...)

Zu Spruchteil A):

1. GemalR§ 28 Abs. 2 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaR Art 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
(Anmerkung: sog. Bescheidbeschwerden) dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maRgebliche Sachverhalt
feststeht (Z 1) oder die Feststellung des maf3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse
der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist (Z 2).1. Gemal3 Paragraph 28, Absatz
2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG (Anmerkung:
sog. Bescheidbeschwerden) dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maf3gebliche Sachverhalt feststeht
(Ziffer eins,) oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist (Ziffer 2,).

Gemal? § 28 Abs. 3 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 leg cit. nicht vorliegen, im
Verfahren Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1Gemall Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG hat das
Verwaltungsgericht, wenn die Voraussetzungen des Absatz 2, leg cit. nicht vorliegen, im Verfahren tber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins

B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behdrde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter
Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde
notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid
mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behorde
zurlickverweisen. Die Behorde ist hierbei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht
bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Das Modell der Aufhebung des Bescheids und Zurtickverweisung des Angelegenheit an die Behorde folgt konzeptionell
jenem des § 66 Abs. 2 AVG (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren (2013)§ 28 VwWGVG Anm11). GemaR
dieser Bestimmung kann die Berufungsbehodrde, sofern der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlckverweisen. Wie oben ausgefihrt, ist aufgrund von § 17 VwWGVG die
subsididre Anwendung von 8 66 Abs. 2 AVG durch die Verwaltungsgerichte ausgeschlossenDas Modell der Aufhebung
des Bescheids und Zurtickverweisung des Angelegenheit an die Behorde folgt konzeptionell jenem des Paragraph 66,
Absatz 2, AVG vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren (2013) Paragraph 28, VWGVG Anm11).
Gemal} dieser Bestimmung kann die Berufungsbehorde, sofern der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass
die Durchfuhrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
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Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlckverweisen. Wie oben ausgefuhrt, ist aufgrund von Paragraph 17,
VwGVG die subsididre Anwendung von Paragraph 66, Absatz 2, AVG durch die Verwaltungsgerichte ausgeschlossen.

Im Gegensatz zu§ 66 Abs. 2 AVG setzt § 28 Abs. 3 VwGVG die Notwendigkeit der Durchfiihrung oder Wiederholung
einer mindlichen Verhandlung nicht mehr voraus.Im Gegensatz zu Paragraph 66, Absatz 2, AVG setzt Paragraph 28,
Absatz 3, VwWGVG die Notwendigkeit der Durchfihrung oder Wiederholung einer miindlichen Verhandlung nicht mehr

voraus.

Der VWGH hat mit Erkenntnis vom 26.06.2014, ZI. Ro 2014/03/0063 (Waffenverbot), in Bezug auf die grundsatzliche
Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte nach § 28 VwGVG und die Mdoglichkeit der Zurlckverweisung
ausgesprochen, dass angesichts des in 8 28 VWGVG insgesamt verankerten Systems die nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz
VWGVG bestehende Zurlckverweisungsmoglichkeit eine Ausnahme von der grundsatzlichen meritorischen
Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte darstellt. So kommt eine Aufhebung des Bescheides nicht in Betracht,
wenn der fUr die Entscheidung maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maligeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist. Von der Mdglichkeit der Zurlckverweisung kann nur bei krassen bzw. besonders
gravierenden Ermittlungslicken Gebrauch gemacht werden. Eine Zurlckverweisung der Sache an die
Verwaltungsbehorde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen,
wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
malgebenden Sachverhalts (vgl.§8 37 AVG) lediglich véllig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3
ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehérde
(etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden. Das
Verwaltungsgericht hat nachvollziehbar zu begriinden, wenn es eine meritorische Entscheidungszustandigkeit nicht als
gegeben annimmt, etwa weil es das Vorliegen der Voraussetzungen der Z 1 und Z 2 des § 28 Abs. 2 VWGVG verneint
bzw. wenn es von der Moglichkeit des &8 28 Abs. 3 erster Satz VWGVG nicht Gebraucht macht.Der VwGH hat mit
Erkenntnis vom 26.06.2014, ZI. Ro 2014/03/0063 (Waffenverbot), in Bezug auf die grundsatzliche
Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte nach Paragraph 28, VwGVG und die Maoglichkeit der
Zurlckverweisung ausgesprochen, dass angesichts des in Paragraph 28, VWGVG insgesamt verankerten Systems die
nach Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwWGVG bestehende Zuriickverweisungsmoglichkeit eine Ausnahme von der
grundsatzlichen meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte darstellt. So kommt eine Aufhebung des
Bescheides nicht in Betracht, wenn der fir die Entscheidung maf3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung
des maf3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer
erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Von der Moglichkeit der Zurtickverweisung kann nur bei krassen bzw.
besonders gravierenden Ermittlungslicken Gebrauch gemacht werden. Eine Zurlckverweisung der Sache an die
Verwaltungsbehdrde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen,
wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
mafgebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder
bloR ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die
Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht
vorgenommen werden. Das Verwaltungsgericht hat nachvollziehbar zu begriinden, wenn es eine meritorische
Entscheidungszustandigkeit nicht als gegeben annimmt, etwa weil es das Vorliegen der Voraussetzungen der Ziffer
eins und Ziffer 2, des Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG verneint bzw. wenn es von der Moglichkeit des Paragraph 28,
Absatz 3, erster Satz VWGVG nicht Gebraucht macht.

2. Gemal § 60 AVG sind in der Begriindung eines Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der
Beweiswirdigung malgebenden Erwdgungen und die darauf gestlitzte Beurteilung der Rechtsfrage klar und
Ubersichtlich zusammenzufassen. Die Begrindung eines Bescheides bedeutet die Bekanntgabe der Erwagungen, aus
denen die Behérde zur Uberzeugung gelangt ist, dass ein bestimmter Sachverhalt vorliegt und dass damit der
Tatbestand einer bestimmten Rechtsnorm verwirklicht ist. Die Begrundung eines Bescheides hat Klarheit Gber die
tatsachlichen Annahmen der Behdrde und ihre rechtlichen Erwagungen zu schaffen. In sachverhaltsmaRiger Hinsicht
hat sie daher alle jene Feststellungen in konkretisierter Form zu enthalten, die zur Subsumierung dieses Sachverhaltes
unter die von der Behorde herangezogene Norm erforderlich sind. Denn nur so ist es moglich, den Bescheid auf seine
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Rechtsrichtigkeit zu Uberprifen (VWGH 23.11.1993, ZI.93/04/0156; 13.10.1991, ZI.90/09/0186; 28.07.1994, ZI.
90/07/0029).2. Gemall Paragraph 60, AVG sind in der Begrindung eines Bescheides die Ergebnisse des
Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswlrdigung malgebenden Erwagungen und die darauf gestltzte Beurteilung
der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammenzufassen. Die Begrindung eines Bescheides bedeutet die
Bekanntgabe der Erwédgungen, aus denen die Behérde zur Uberzeugung gelangt ist, dass ein bestimmter Sachverhalt
vorliegt und dass damit der Tatbestand einer bestimmten Rechtsnorm verwirklicht ist. Die Begrundung eines
Bescheides hat Klarheit Gber die tatsachlichen Annahmen der Behorde und ihre rechtlichen Erwagungen zu schaffen.
In sachverhaltsmaRiger Hinsicht hat sie daher alle jene Feststellungen in konkretisierter Form zu enthalten, die zur
Subsumierung dieses Sachverhaltes unter die von der Behdrde herangezogene Norm erforderlich sind. Denn nur so ist
es moglich, den Bescheid auf seine Rechtsrichtigkeit zu Uberprifen (VWGH 23.11.1993, ZI. 93/04/0156; 13.10.1991, ZI.
90/09/0186; 28.07.1994, ZI.90/07/0029).

Der Beschwerde ist beizutreten wenn sie anfihrt, dass seit den damaligen nicht zu beschénigenden Tathandlungen
des BF, nunmehr mehr als 12 Jahre vergangen waren. Entgegen den Feststellungen der Erstbehérde stehe daher im
Vordergrund, dass der BF sich seit 12 Jahren unauffallig verhalten habe. Diese Feststellungen wéren einer rechtlichen
Beurteilung zu unterziehen. GemalR den anzuwendenden Gesetzeslagen sei insbesondere auf das
Voraussetzungsfaktum Aufmerksamkeit zu legen, dass eine bestimmte Tatsache erforderlich sei, um ein
Einreiseverbot verhdangen zu kénnen. Seit der Entlassung aus der Strafhaft am XXXX habe sich der BF wohlverhalten
und sei auch dies dahingehend zu wirdigen. Eine Zukunftsprognose sei bereits seit dem Entlassungszeitpunkt
moglich.Der Beschwerde ist beizutreten wenn sie anflhrt, dass seit den damaligen nicht zu beschénigenden
Tathandlungen des BF, nunmehr mehr als 12 Jahre vergangen waren. Entgegen den Feststellungen der Erstbehérde
stehe daher im Vordergrund, dass der BF sich seit 12 Jahren unauffallig verhalten habe. Diese Feststellungen waren
einer rechtlichen Beurteilung zu unterziehen. GemaR den anzuwendenden Gesetzeslagen sei insbesondere auf das
Voraussetzungsfaktum Aufmerksamkeit zu legen, dass eine bestimmte Tatsache erforderlich sei, um ein
Einreiseverbot verhdngen zu koénnen. Seit der Entlassung aus der Strafhaft am rémisch 40 habe sich der BF
wohlverhalten und sei auch dies dahingehend zu wirdigen. Eine Zukunftsprognose sei bereits seit dem
Entlassungszeitpunkt maoglich.

Der mit Gegenstandslosigkeit und Aufhebung betitelte§ 69 FPG lautet:Der mit Gegenstandslosigkeit und Aufhebung
betitelte Paragraph 69, FPG lautet:

(1) Eine Ausweisung wird gegenstandslos, wenn der EWR-BUrger, Schweizer Blrger oder beglnstigte
Drittstaatsangehorige seiner Ausreiseverpflichtung (8 70) nachgekommen ist. § 27b gilt.(1) Eine Ausweisung wird
gegenstandslos, wenn der EWR-Blrger, Schweizer Burger oder beglnstigte Drittstaatsangehdrige seiner
Ausreiseverpflichtung (Paragraph 70,) nachgekommen ist. Paragraph 27 b, gilt.

(2) Ein Aufenthaltsverbot ist auf Antrag oder von Amts wegen aufzuheben, wenn die Griinde, die zu seiner Erlassung
gefiihrt haben, weggefallen sind.

(3) Das Aufenthaltsverbot tritt auler Kraft, wenn einem EWR-BUrger, Schweizer Birger oder beglnstigten
Drittstaatsangehorigen der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird.

Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte§ 9 BFA-VG lautet:Der mit "Schutz des Privat- und
Familienlebens" betitelte Paragraph 9, BFA-VG lautet:

§ 9. (1) Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemaR & 52 FPG, eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung gemaRR§ 61
FPG, eine Ausweisung gemal § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemaR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.Paragraph 9, (1) Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemal Paragraph
52, FPG, eine Anordnung zur AuRerlandesbringung gemafd Paragraph 61, FPG, eine Ausweisung gemal Paragraph 66,
FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemal} Paragraph 67, FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen,
so ist die Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten
Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu
berucksichtigen:(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK sind insbesondere
zu berucksichtigen:
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1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig
war

2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemall 8 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005)
verfligen, unzulassig wére.(3) Uber die Zul3ssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG ist jedenfalls
begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal} Absatz eins, auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Rickkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten
drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3
vorlbergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ruckkehrentscheidung gemal Paragraph 52, FPG
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger oder Personen, die
Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder
Paragraphen 51, ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,)

verfligen, unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Riuckkehrentscheidung gemal3 88 52 Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn(4)
Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt,
darf eine Ruckkehrentscheidung gemall Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 Absatz eins a, FPG nicht

erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des mafgeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemall 8 10 Abs. 1 des
Staatsbulrgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder1. ihm vor Verwirklichung
des maligeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemdR Paragraph 10, Absatz eins, des
Staatsbulrgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), Bundesgesetzblatt Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Ruckkehrentscheidung gemall 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos
scheint.(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mafgeblichen Sachverhaltes bereits funf
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Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rackkehrentscheidung gemald Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt
allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehdrige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen
Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft
beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des malgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmafig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemall § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemaR§ 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt.Gegen einen Drittstaatsangehdérigen, der vor Verwirklichung des
mafgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war,
darf eine Rickkehrentscheidung gemalR Paragraph 52, Absatz 4, FPG nur mehr erlassen werden, wenn die
Voraussetzungen gemdaR Paragraph 53, Absatz 3, FPG vorliegen. Paragraph 73, Strafgesetzbuch (StGB),
Bundesgesetzblatt Nr. 60 aus 1974, gilt.

Ein Antrag nach § 69 Abs. 2 FPG 2005 idgF auf Aufhebung eines Aufenthaltsverbotes kann nur dann zum Erfolg fihren,
wenn sich seit der Erlassung der Malinahme die dafiir malRgebenden Umstande zu Gunsten des Fremden geandert
haben, wobei im Rahmen der Entscheidung Uber einen solchen Antrag auf die nach der Verhangung der MaRnahme
eingetretenen und gegen die Aufhebung dieser MaBnahme sprechenden Umstadnde Bedacht zu nehmen ist. Bei der
Entscheidung Uber die Aufhebung einer solchen MaBnahme kann die RechtmaRigkeit jenes Bescheides, mit dem diese
MalRnahme erlassen wurde, nicht mehr Gberprift werden (VWGH 24.01.2012,2011/18/0267; 12.03.2013,
2012/18/0228).Ein Antrag nach Paragraph 69, Absatz 2, FPG 2005 idgF auf Aufhebung eines Aufenthaltsverbotes kann
nur dann zum Erfolg fuhren, wenn sich seit der Erlassung der MaBnahme die dafir maRgebenden Umstande zu
Gunsten des Fremden geandert haben, wobei im Rahmen der Entscheidung Uber einen solchen Antrag auf die nach
der Verhangung der MaBnahme eingetretenen und gegen die Aufhebung dieser MalRnahme sprechenden Umstande
Bedacht zu nehmen ist. Bei der Entscheidung Uber die Aufhebung einer solchen Malinahme kann die RechtmaRigkeit
jenes Bescheides, mit dem diese Malinahme erlassen wurde, nicht mehr Uberprift werden (VwWGH 24.01.2012,
2011/18/0267; 12.03.2013,2012/18/0228).

Ob die Grinde, die zur Erlassung des Aufenthaltsverbots gefihrt haben weggefallen sind, ist nach den gemaR § 67
Abs. 1 maRgeblichen Ermessungskriterien zu prufen. Hiebei hat eine Gesamtbetrachtung der seit der Verhangung
eingetretenen Sachlage, also die be- und entlastenden Umstande, zu erfolgen. Auf dieser Grundlage ist zu prufen, ob
von einem Aufenthalt des Betroffenen noch die seinerzeit fiir die Erlassung mal3geblichen Gefahren ausgehen. Ist dies
zu verneinen, ist das Aufenthaltsverbot aufzuheben. Gegen diesen Fremden darf dann nur wegen eines anderen
Sachverhalts neuerlich ein Aufenthaltsverbot verhangt werden (Schrefler-Kénig/Szymanski, Fremdenpolizei- und
Aslyrecht, Manz Kommentar, § 69 Ill A1, S 1).0b die Griinde, die zur Erlassung des Aufenthaltsverbots geflhrt haben
weggefallen sind, ist nach den gemaR Paragraph 67, Absatz eins, maRRgeblichen Ermessungskriterien zu prifen. Hiebei
hat eine Gesamtbetrachtung der seit der Verhangung eingetretenen Sachlage, also die be- und entlastenden
Umstande, zu erfolgen. Auf dieser Grundlage ist zu prifen, ob von einem Aufenthalt des Betroffenen noch die
seinerzeit flr die Erlassung malgeblichen Gefahren ausgehen. Ist dies zu verneinen, ist das Aufenthaltsverbot
aufzuheben. Gegen diesen Fremden darf dann nur wegen eines anderen Sachverhalts neuerlich ein Aufenthaltsverbot
verhangt werden (Schrefler-Kénig/Szymanski, Fremdenpolizei- und Aslyrecht, Manz Kommentar, Paragraph 69,
romisch drei A1, S 1).

Die belangte Behorde hat es in ihrem Bescheid unterlassen, die be- und entlastenden Umstande zu prifen. Nur nach
erfolgter Prifung kann eine Gefahrenprognose erstellt werden die Auskunft dartber gibt, ob vom BF nach wie vor eine
tatsachliche, gegenwartige und erhebliche Gefahr ausgeht.

Die belangte Behdrde wird daher in ihrem neu zu erlassenden Bescheid, sich nicht nur an die vom BF damals im Jahre
2001 und 2002 begangenen Taten stutzen konnen, sondern wird auch das "Nachtatverhalten" in ihre
Prognoseentscheidung miteinflieRen lassen mussen.

Es hat sich nicht ergeben, dass die Feststellung des mafRgeblichen Sachverhalts durch das Bundesverwaltungsgericht
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selbst im Interesse der Raschheit gelegen ware, zumal nichts darauf hindeutet, dass die erforderliche Feststellung
durch das Bundesverwaltungsgericht selbst, verglichen mit der Feststellung durch die belangte Behdrde nach
Zuruckverweisung der Angelegenheit, mit einer wesentlichen Zeitersparnis und Verklrzung der Verfahrensdauer

verbunden ware.

SchlieBlich liegt auch kein Anhaltspunkt dahingehend vor, dass die Feststellung durch das Bundesverwaltungsgericht
selbst im Vergleich zur Feststellung durch die Verwaltungsbehdérde mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden

ware.

3. Aus den dargelegten Griunden war daher der angefochtene Bescheid gemal3 § 28 Abs. 3 2. Satz VwWGVG aufzuheben
und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behdrde zurlickzuverweisen.3. Aus den
dargelegten Grunden war daher der angefochtene Bescheid gemaR Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VwGVG
aufzuheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behdrde zurlickzuverweisen.

4. Entfall einer mundlichen Verhandlung

Da im gegenstandlichen bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid
aufzuheben ist, konnte gemal § 24 Abs. 2 Z 1 VWGVG die Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung entfallen.Da im
gegenstandlichen bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid
aufzuheben ist, konnte gemal Paragraph 24, Absatz 2, Ziffer eins, VWGVG die Durchfihrung einer miandlichen
Verhandlung entfallen.

Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

GemaB & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133
Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundséatzlichen Bedeutung zukommt. Weder
weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch
fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht
als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen
Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.Die
Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundséatzlichen Bedeutung zukommt. Weder
weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch
fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht
als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen
Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeflihrte Judikatur des VwWGH ist zwar zu friheren Rechtslagen ergangen, sie
ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist vollig gleichlautenden Bestimmungen der
nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Ubertragbar.
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